
Stimmen im Rat

Sitze im Parlament Einwohner

99Deutschland 82,1 Mio.

6 4Luxemburg 0,5 Mio.

5 Malta0,4 Mio.

7Slowenien 2,1 Mio.

12 Irland4,5 Mio.

13Slowakei 5,4 Mio.

13 Dänemark5,5 Mio.

17Bulgarien 7,6 Mio.

Ungarn 10,0 Mio.

22 Tschechien10,5 Mio.

22 Portugal10,6 Mio.

22 Belgien10,7 Mio.

17 Österreich8,4 Mio.

25 Niederlande16,5 Mio.

50Polen 38,1 Mio.

72 Italien60,1 Mio.

72 Vereinigtes Königreich61,6 Mio.

72 Frankreich64,1 Mio.

50Spanien 45,9 Mio.

6Estland 1,3 Mio.

12Litauen 3,4 Mio.

8Lettland 2,3 Mio.

135,3 Mio.

22Griechenland 11,3 Mio.

33Rumänien 21,5 Mio.

18 Schweden9,3 Mio.

6 Zypern0,8 Mio.

Finnland

10

12

7

13

12

7

29

3

27

29
12

29

10

29

4

7

4

27

7

12

4

12

10

14

4

7

22

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
Mit Stimmen im Rat der EU, Europaabgeordneten und Einwohnern

Lizenz: Creative Commons by-nc-nd/3.0/deBundeszentrale für politische Bildung, 2010, www.bpb.de

http://www.bpb.de


Seite 2

Mit Stimmen im Rat der EU, Europaabgeordneten und Einwohnern

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union

Weder im Europäischen Parlament noch im Rat der Europäischen Union 
(dem sogenannten Ministerrat) sind die Mitgliedsländer direkt propor-
tional zu ihrer Einwohnerzahl vertreten. Die Frage der Repräsentativität 
ist immer wieder Grund zu lang anhaltenden Auseinandersetzungen.

Das einzige Gremium, in dem jedes Mitgliedsland eine Stimme hat, ist 
der Europäische Rat. Dieser ist die Vertretung der Staats- und Regie-
rungschefs in der Europäischen Union. Aufgabe des Europäischen Rats 
ist es, die allgemeinen Zielvorstellungen zu formulieren. Häufig müssen 
die Staats- und Regierungschefs auf ihren Gipfeltreffen Konflikte lösen, 
die im Rat der EU (also dem sogenannten Ministerrat) aufkommen.

In den beiden Organen des Ministerrats und des Europäischen Parla-
ments hingegen sind durch die verschiedenen Gemeinschaftsverträge 
Formeln für die Repräsentation der Staaten festgelegt (beim Rat werden 
diese aber nur in bestimmten Abstimmungsmodi angewandt).

Der Grund hierfür liegt in den Größenverhältnissen zwischen den 27 
Mitgliedsstaaten in Bezug auf ihre Bevölkerungszahlen. Die Unterschiede 
in der Europäischen Union sind so groß, dass eine direkt proportionale 
Repräsentation der Staaten im Verhältnis zu ihrer Einwohnerzahl von 
den kleineren Staaten als ungerecht empfunden werden könnte.

Für den umgekehrten Fall wurde in den die EU konstituierenden 
Verträgen festgelegt, dass eine gewisse Höchstzahl von Abgeordneten 
nicht überschritten werden sollte, um die Arbeitsfähigkeit nicht zu 
gefährden. Im Fall einer direkten Vertretung anhand der Bevölkerungs-

zahl aber wären kleine Mitgliedsstaaten benachteiligt. Malta, eines 
der jüngsten Mitgliedsländer, verfügt nur über ungefähr 400.000 Ein-
wohner, wohingegen das größte Mitgliedsland, die Bundesrepublik, 
ungefähr 82 Millionen Einwohner hat.

Bei einer direkten Vertretung würden allein die Stimmen der deutschen 
Abgeordneten ausreichen, eine Vielzahl der kleineren Staaten zu über-
stimmen. Zudem organisieren sich die Mitglieder des Europäischen 
Parlaments wie die gewählten Abgeordneten nationaler Parlamente 
in Parteien. Eine größere Anzahl Abgeordneter eines Landes ist daher 
auch besser in der Lage, das Wahlergebnis und die Parteienpräferenzen 
im Herkunftsland widerzuspiegeln.

Nach dem Vertrag von Lissabon darf die Gesamtzahl von 750 Abgeord-
neten zuzüglich des Parlamentspräsidenten nicht überschritten werden. 
Dieses würde auch im Fall einer Erweiterung der Europäischen Union 
gelten. Diese Regelung soll dazu beitragen, dass die Arbeitsfähigkeit des 
Europäischen Parlaments auch bei noch folgenden Erweiterungen 
der Union gewährleistet bleibt. Kein Land soll mehr als 96 und weniger 
als sechs Abgeordnete in das Europaparlament entsenden.

Die Europawahlen im Juni 2009 wurden jedoch noch nach dem Vertrag 
von Nizza abgehalten, der eine Begrenzung auf 736 Abgeordnete 
sowie eine andere Mindest- und Höchstzahl für die Mitgliedsstaaten 
vorsah – die im Vergleich zum Vertrag von Lissabon fehlenden Abge-
ordneten sollten nachgewählt werden. Im Parlament gibt es daher 99 
deutsche Abgeordnete.
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Das zweite gesetzgebende Gremium ist der Rat der Europäischen Union. 
Im Allgemeinen ist der Rat bestrebt, möglichst alle Entscheidungen 
im Konsens zu treffen. In bestimmten Bereichen, wie u. a. der Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik oder bei der Festlegung eines 
langfristigen Finanzrahmens ist nach wie vor eine Einstimmigkeit erfor-
derlich. In den Verträgen ist genau festgelegt, in welchen Fällen der 
Rat mit einfacher Mehrheit, mit qualifizierter Mehrheit oder einstimmig 
beschließt.

Mit einfacher Mehrheit, also der Mehrheit der Mitglieder (d. h. 14 von 
27 Mitgliedern, sofern es keine Enthaltungen gibt) werden zum Beispiel 
Verfahrensbeschlüsse getroffen. Jedes Mitglied hat in diesem Fall eine 
Stimme.

Für das ordentliche Gesetzgebungsverfahren hat der Vertrag von 
Lissabon die sogenannte doppelte Mehrheit eingeführt. Diese besteht 
aus zwei Parametern: Ein Vorschlag gilt dann als angenommen, wenn 
55 Prozent aller Mitgliedsstaaten für ihn stimmen. Momentan entspricht 
das 15 Mitgliedsstaaten. Diese müssen zusätzlich mindestens 65 
Prozent der Gesamtbevölkerung der EU repräsentieren.

Mit dem System der doppelten Mehrheit soll auch dem dualen Cha-
rakter der Gemeinschaft als einer Union der Völker und gleichzeitig 
einer Union der Staaten Rechnung getragen werden. Es berücksichtigt 
die demographischen Größenverhältnisse ebenso wie das Prinzip 
einer Gleichwertigkeit der Stimmen aller Ratsmitglieder bei der Ab-
stimmung.

Für die doppelte Mehrheit, die ab 2014 eingesetzt werden soll, gilt 
noch eine Übergangsfrist bis 2017. Bis dahin kann jedes Mitgliedsland 
verlangen, dass nach dem Prinzip der qualifizierten Mehrheit abge-
stimmt wird. Dieses wurde durch den Vertrag von Nizza eingeführt. 
Dazu sind jedem Mitgliedsland bestimmte Stimmenanteile zugeordnet. 
Zum Erreichen der qualifizierten Mehrheit müssen gleich zwei Voraus-
setzungen erfüllt sein: Von den insgesamt 345 Stimmen müssen 255 
ein positives Votum abgeben. Außerdem muss die Mehrheit der Mit-
gliedsstaaten zustimmen – in bestimmten Fällen ist sogar eine Zwei-
drittelmehrheit nötig. Zudem können Mitgliedsstaaten eine Überprüfung 
verlangen, ob die erreichte Mehrheit mindestens 62 Prozent der 
Gesamtbevölkerung der Europäischen Union vertritt. Andernfalls gilt 
der Vorschlag als nicht angenommen. Auf diese Weise soll geregelt 
werden, dass die kleineren Mitgliedsstaaten bei wichtigen Fragen von 
nationalem Interesse nicht ohne weiteres von den größeren überstimmt 
werden können.

Die Anwendung der qualifizierten Mehrheit war durch Verträge im Lauf 
der Zeit immer weiter ausgebaut worden. Das im Vertrag von Nizza 
festgelegte Stimmenverhältnis, bei dem die Staaten der Europäischen 
Union mit über 50 Millionen Einwohnern (Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und Italien) über je 29 Stimmen und die nächstgrößeren 
über 27 Stimmen verfügen, wird aber häufig kritisiert, da es die wirk-
lichen Größenverhältnisse nicht spiegele. So besitzen Spanien (45 Mio. 
Einwohner) und Polen (38 Mio. Einwohner) gleich viele Stimmen, 
nämlich 27.
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Weiterführende Links:

Rat der Europäischen Union, Einführung in den Rat der Europäischen 
Union, http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/librairie/
PDF/DE_IntroConseil_INT.pdf

Europäische Union, Das Beschlussverfahren der EU, http://europa.
eu/scadplus/constitution/doublemajority_de.htm

http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/librairie/PDF/DE_IntroConseil_INT.pdf
http://europa.eu/scadplus/constitution/doublemajority_de.htm

